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Rechtliche Informationen zum Nostrifikationsverfahren Pflegeassistenz bzw. Pflegefachassistenz 

Gesundheits- und Krankenpflegegesetz - GuKG, BGBl I Nr. 108/1997, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 108/2023: 

§ 89 (1) Personen, die eine im Ausland staatlich anerkannte Ausbildung in der Pflegeassistenz bzw. 
Pflegefachassistenz absolviert haben und beabsichtigen, in Österreich eine Tätigkeit in der Pflegeassistenz bzw. 
Pflegefachassistenz auszuüben, sind berechtigt, die Anerkennung ihrer außerhalb Österreichs erworbenen Urkunden 
über eine mit Erfolg abgeschlossene Ausbildung in der Pflegeassistenz bzw. Pflegefachassistenz beim 
Landeshauptmann jenes Landes, in dessen Bereich 
 1. der Hauptwohnsitz, 
 2. dann der in Aussicht genommene Wohnsitz und 
 3. dann der in Aussicht genommene Dienstort 
gelegen ist, zu beantragen. 

(2) Der Antragsteller hat folgende Nachweise vorzulegen: 
 1. den Reisepass, 
 2. den Nachweis eines Hauptwohnsitzes oder eines Zustellungsbevollmächtigten in Österreich, 
 3. die Urkunde, die als Nachweis des ordnungsgemäßen Ausbildungsabschlusses ausgestellt wurde und 
die zur Berufsausübung in dem Staat, in dem sie erworben wurde, berechtigt, und 
 4. den Nachweis über die an der ausländischen Ausbildungseinrichtung besuchten Lehrveranstaltungen, 
über die abgelegten Prüfungen und Praktika. 

(3) Die in Abs. 2 angeführten Unterlagen sind im Original oder in beglaubigter Abschrift samt Übersetzung durch einen 
gerichtlich beeidigten Übersetzer vorzulegen. 

(4) Von der Vorlage des Nachweises gemäß Abs. 2 Z 4 kann abgesehen werden, wenn innerhalb angemessener Frist 
vom Antragsteller glaubhaft gemacht wird, dass der Nachweis nicht beigebracht werden kann, und die vorgelegten 
Urkunden für eine Entscheidung ausreichen. 

(5) Für Flüchtlinge gemäß Artikel 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, die sich 
erlaubterweise auf dem Gebiet der Republik Österreich aufhalten oder um die österreichische Staatsbürgerschaft 
angesucht haben, entfällt die Verpflichtung zur Vorlage des Reisepasses gemäß Abs. 2 Z 1. 

(6) Der Landeshauptmann hat zu prüfen, ob die vom Antragsteller im Ausland absolvierte Ausbildung unter 
Berücksichtigung der einschlägigen Berufserfahrung hinsichtlich des Gesamtumfanges, der Ausbildungsinhalte und der 
erworbenen Kompetenzen der österreichischen Ausbildung gleichwertig ist. 

(7) Der Landeshauptmann hat die Gleichwertigkeit gemäß Abs. 6 bescheidmäßig festzustellen. Sofern die Prüfung 
gemäß Abs. 6 ergibt, dass für die Ausübung des Tätigkeitsbereichs der Pflegeassistenz bzw. der Pflegefachassistenz 
Ausbildungsinhalte bzw. Kompetenzen nicht ausreichend vermittelt wurden, ist die Nostrifikation an eine 
Ergänzungsausbildung an einer Schule für Gesundheits- und Krankenpflege bzw. einem Lehrgang für Pflegeassistenz 
zu knüpfen. Die Absolvierung der vorgeschriebenen Ergänzungsausbildung ist vom Landeshauptmann im 
Nostrifikationsbescheid einzutragen. 

(9) Personen, denen die Nostrifikation in der Pflegefachassistenz gemäß Abs. 7 an die Bedingung der Absolvierung 
einer Ergänzungsausbildung geknüpft wurde, sind berechtigt, sich befristet auf zwei Jahre ab Erlassung des 
Nostrifikationsbescheids in der Pflegeassistenz in das Gesundheitsberuferegister eintragen zu lassen und innerhalb 
dieses Zeitraums die Pflegeassistenz auszuüben; diese Frist ist nicht verlängerbar. 

(10) Personen, denen die Nostrifikation in der Pflegeassistenz gemäß Abs. 7 an die Bedingung der Absolvierung einer 
Ergänzungsausbildung geknüpft wurde, sind berechtigt, sich befristet auf zwei Jahre ab Erlassung des 
Nostrifikationsbescheids in der Pflegeassistenz in das Gesundheitsberuferegister eintragen zu lassen und innerhalb 
dieses Zeitraums die Pflegeassistenz unter Anleitung und Aufsicht von Angehörigen des gehobenen Dienstes für 
Gesundheits- und Krankenpflege auszuüben; diese Frist ist nicht verlängerbar. 

Allgemeine Berufspflichten:  
§ 4 (1) Angehörige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe haben ihren Beruf ohne Unterschied der Person 
gewissenhaft auszuüben. Sie haben das Wohl und die Gesundheit der Patienten, Klienten und pflegebedürftigen 
Menschen unter Einhaltung der hiefür geltenden Vorschriften und nach Maßgabe der fachlichen und 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Erfahrungen zu wahren. Jede eigenmächtige Heilbehandlung ist zu 
unterlassen. 
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Fortbildung: 
§ 104c (1) Angehörige der Pflegeassistenzberufe sind verpflichtet,  

1. zur Information über die neuesten Entwicklungen und Erkenntnisse der Gesundheits- und 
Krankenpflege sowie  

2. Vertiefung der in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten innerhalb von jeweils fünf 
Jahren Fortbildungen in der Dauer von mindestens 40 Stunden zu besuchen. 

Berufsausübung: 
§ 90 (1) Eine Berufsausübung in der Pflegeassistenz bzw. Pflegefachassistenz kann im Dienstverhältnis 
 1. zu einer Krankenanstalt, 
 2. zum Träger sonstiger unter ärztlicher oder pflegerischer Leitung oder Aufsicht stehender 
Einrichtungen, die der Vorbeugung, Feststellung oder Heilung von Krankheiten oder der Nachsorge, der 
Behindertenbetreuung, der Betreuung pflegebedürftiger Menschen oder der Gewinnung von Blut oder 
Blutbestandteilen dienen oder die andere Gesundheitsdienste und soziale Dienste anbieten, 
 3. zu freiberuflich tätigen Ärzten, 
 3a. zu Gruppenpraxen gemäß § 52a ÄrzteG 1998, 
 3b. zu Primärversorgungseinheiten gemäß Primärversorgungsgesetz, BGBl. I Nr. 131/2017, 
 4. zu freiberuflich tätigen Angehörigen des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, 
 5. zu Einrichtungen oder Gebietskörperschaften, die Hauskrankenpflege anbieten, und 
 6. zur Justizbetreuungsagentur gemäß Justizbetreuungsagenturgesetz, BGBl. I Nr. 101/2008 
erfolgen. 

Gesundheitsberuferegister: 
Gemäß dem Gesundheitsberuferegister-Gesetz – GBRG, BGBl. I Nr. 87/2016, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 
15/2022, ist die Eintragung in das Gesundheitsberuferegister Voraussetzung für die Berufsausübung. 


